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Verkündet

am 170 September 1963

I m
VN

a m e n d e s V o 1 k e-s

In Sachen

gegen

Beklagten und Revisionsbeklagten,

hat der 10„ Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 17° September 1963, an
der mitgewirkt haben

Senätspräsident ‘ Dr° T e s m e r

als Vorsitzender,

Bundesrichter Dr„ S t r a u B und‘

Bundesrichter Dr° B r o c k e
'

'als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter Dr° A n k e n b r a n k und

Bundessozialrichter W e i s h ä u p 1

als ehrenamtliche Richter,‘ '

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des

Hessischen Landessozielgerichts vom 220 Februar

1961 aufgehoben und die SaChe zur erneuten Ent—
scheidung an dieses Gericht zurückverwiesen°

Die Entscheidung über die Kosten bleibt dem ab—

schließenden Urteil vorbehalten°

Von Rechts wegen°
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Das Versorgungsamt erkannte mit Bescheid vom 22° Januar 1953

Üreizlose Weichteilnarben an der Stirn, leichte Durchblutungs—

störungeh an den Zehen beider Füße nach Erfrierung und eine

unbedeutende Narbe am rechten Unterarm" als Schädigungsfolgen

beim Kläger an, gewährte aber eine Rente nicht„ Eine Anerken—

nung der sonst noch geltend gemachten Gesundheitsstörungen

lehnte es ab, weil diese teils nicht festgestellt, teils als

anlagebedingt nicht auf den Wehrdienst zurückgeführt werden

könnten° Im Verfahren vor dem Sozialgericht (SG) Marburg wurden
Abschriften von Gutachten der Universitätsnervenklinik Marburg

vom 28° Januar 1953 und der Medizinischen Klinik der Universi—

tät Marburg v0m 30;November 1954 beigezogen, die von der Lan—

desversicherungsanstalt (LVA) Hessen in dem Rechtsstreit des
Klägers über Ansprüche

aus der Invalidenversicherung vorgelegt

worden waren und in denen eine schwere Wesensveränderung mit

Intelligenzdefekt nach stumpfer Schädelverletzung und Zeichen

einer vegetativen Übererregbarkeit mit einer dadurch bedingten

Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB) um 40 voH° festgestellt

worden warene’Nachdem Frau Dr°_Cayngä in einem weiteren Gutachu

ten den Zusammenhang dieser Gesundheitsstörungén mit einer im

Wehrdienst erlittenen Hirnverletzung festgestellt hatte, er—

kannte der Beklagte mit Bescheid vom12„ Juni 1957 "reaktions—
lose Stirnnarbe links mit flacher Knochennarbe9 reizlose Haut—

narbe in der rechten Augenbrauengegend mit geringen Wesensände»

rungen und vegetativen Regulationsstörungen9 leichte Durch—

blutungsstörungen an den Zehen beider Füße nach Erfrierüng und

unbedeutende Narbe am rechten Unterarm" als Schädigungsfolgen

mit einer MdE um 40 V„H° an° Der Kläger beantragte dann, den

Beklagten unter Abänderung dieses Bescheides noch zur zusätz—

lichen Anerkennung eines Asthmas, einer Wirbelsäulenveränderung

sowie eines Schußbruches am linken Fuß und zur Zahlung einer

Rente nach einer MdE um 60 V„H° zu verurteilen° Das SG wies die

Klage ab, weil ein Asthma nicht vorliege, der Bronchialkatarrh
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und_die Veränderungen der Lendenwirbelsäule nicht kriegsbedingt

‘ und Folgen eines Schußbruches'nicht festzustellen seien, Das Lan—

dessozialgericht {DSG), das vom Krankenbuchlager Berlin noch die
Fotokopie einer Meldung über die Behandlung des Klägers wegen
Asthma bronchiale im Jahre 1943 erhalten hatte, wies die Berufung

durch Urteil vom 220 Februar 1961 zurück° Es führte aus, ein

Asthma habe schon die Medizinische Klinik Marburg im Jahre 1954

nicht feststellen können° Sie habe auch keinen ausgesprochenen

Bronchialkatarrh gefunden, sondern nur bronchitische Geräusche°

Die Eintragung im Krankenbuch über eine Behandlung des Klägers

wegen eines Asthma bronchiale im Jahre 1943 beruhe entweder auf

einer Fehldiagnose oder die Erscheinungen eines solchen Asthmas

seien durch die Behandlung wieder verschwunden° Ein Schußbruch

am linken Fuß habe ärztlich nicht festgestellt werden könneno

Die Veränderungen der Lendenwirbelsäule hingen nicht mit dem

Wehrdienst zusammen, im übrigen hatte der Kläger deren Anerken—

‘nung nach der Niederschrift über die Sitzung des LSG vom 22o-Fe—'

bruar 1961 auch gar nicht mehr geltend gemacht° Die Revision,

wurde nicht zugelassen° ' '

Der Kläger hat gegen das ihm am 3, März 1961 zugestellte Urteil

am 29, März 1961 Revision eingelegt° Er beantragt,

die Sache unter Aufhebung des Berufungsurteils vom
22, Februar 1961 zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an das Hessische LSG zurückzuverweisen

und die Entscheidung über die Kosten dem Endurteil

vorzubehalten°

In der Revisionsbegründung vom 23, Mai 1961, die innerhalb der

bis zum 3, Juni 1961 verlängerten Begründungsfrist am 25, Mai

1961 beim Bundessozialgericht (BSG) eingegangen ist, rügt der
Kläger Verletzung der 55 103, 106 und 128 des Sozialgerichts—
gesetzes (SSG)° Er meint, dem LSG seien bei den Feststellungen

zum Asthmaleiden Verfahrensmängel unterlaufen° Das Gericht habe
die Gren2en seines Rechts auf freie Beweiswürdigung überschrit—

ten, wenn es sich bei Auslegung eines ärztlichen Zeugnisses in
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einem offenbaren Irrtum über seinen klaren Inhalt befunden oder

‘seine Entscheidung auf ein Gutachten gegründet habe, in dem

bewußt und ausdrücklich keine Feststellung über die zu entschei—

dehde Frage getroffen werden sein Wenn das LSG ausgeführt habe,

daß schon die Medizinische Klinik_Marburg im Jahre 1954 kein

Asthma, sondern nur bronchitische Geräusche gefunden habe, so

sei schon diese erste Feststellung als unriohtig anzusehen und

beruhe auf einer Verkennung des erwähnten Gutachtens, das zu

der Frage eines Asthmaleidens und seines Zusammenhangs mit dem

Wehrdienst überhaupt nicht Stellung genommen habe„ Die Ausfüh—

rungen des LSG bestünden insoweit lediglich in Vermutungen und
.Bolgerungen‚ Zu denen das Gericht mangels ausreichender medi—

zinischer Sachkunde nicht befugt gewesen sei° Nach der v0m
'_ Krankenbuchlager Berlin übersandten Fotokopie und der in den

Versorgungsakten befindlichen Auskunft der deutschen Dienst—

stelle vom18° Juli 1952sei der Kläger bereits währenddes
Wehrdienstes wegen eines Asthma bronchiale behandelt werden,>

und zwar zuerst in einem Feldlazarett, vom 29, Oktober 1943

an in einem rückwärtigen Lazarett und vom 14. Dezember 1945 bis
zum 4° Februar 1944 im Reservelazarett Bad Münster° Bei Berück—

sichtigung dieser Tatsachen hätte das LSG nicht zu dem Schluß

kommen dürfen, die Eintragung im Krankenbuch über die Behand-
lung wegen eines solchen Leidens beruhe auf einer Fehldiaghose,

zumal die Diagnose durch eine mehrmcnatige stationäre Behand—
lung bestätigt worden sei° Ferner habe das LSG die unter die—

sen Umständen glaubhaften Angaben des Klägers nicht berücksich—

tigt, daß er wegen des gleichen Leidens schließlich noch mehre—

re Monate in dem Reservelazarett "Drei Ähren" im Elsaß behan—

delt worden sei° Das LSG habe auch nicht beachtet, daß sich

keiner der Gutachter der Universitätskliniken
zu der Entstehung

des Asthmaleidéns und dessen Zusammenhang mit dem Wehrdienst
geäußert habe° Die versorgungsärztliche Beurteilung vom 50 Ju—

ni 1952 könne nicht als ausreichend angesehen werden, weil da—

mals Unterlagen über die monatelange Behandlung wegen eines

Asthma bronchiale noch nicht vorgelegen haben° Die ärztlichen
Sachverständigen der Universitätsnervenklinik Marburg hätten
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ausschließlich die in neurologischer Hinsicht in Betracht kom—»

menden Gesundheitsstörungen berücksichtigt und diejenigen der

MediZinischen Klinik hätten zwar eine Veränderung der Lungen—
struktur und eine erhebliche vegetative Labilität festgestellt,

die Erkrankungen des Klägers während des Wehrdienstes aber

nicht in Betracht gezogen„ Selbst der Beklagte habe im Schrift—
satz vom 1° Juli 1960 darauf hingewiesen, daß dieses Gutachten

die Frage des Asthma bronchiale nicht behandelt habe, und des—‘

‚halb den Sachverhalt insoweit nicht als ausreichend geklärt an—

gesehen.

Der Beklagte hat mit Schriftsatz vom 3 Juli 1961 erklärt, eine-

Äußerung sei nicht beabsichtigt.

Die
Revision

ist in der gesetzlichen Frist und Form eingelegt
und begründet worden° Da sie vom LSG nicht.zugelassen werden

ist (@ 162 Abs° 1 Nr„ 1 sec), ist sie nur statthaft, wenn ein
wesentlicher Mangel im Verfahren des LSG gerügt wird (5 162

Abs° 1 Nr° 2 SGG) oder wenn bei der Beurteilung des ursäch—
lichen Zusammenhahgs einer Gesundheitsstörung mit einer Schädi—

gung im Sinne des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) das Gesetz

verletzt ist (5 162 Abs° 1 Nr„ 5 SGG)°

Der Kläger rügt als wesentliche Verfahrensmängel Verstöße_gegen

die 55 103, 106, vor allem aber gegen 128 see° Für die Statt;
haftigkeit der Revision genügt es, wenn eine dieser Verfahrens—

rügcn durchgreift (Vglo BSGin SozRsec 5 162 Bl„ Da 36
'Nr° 122)°

Mit Recht rügt der Kläger, das LSG habe 5 128 sec verletzt,
Nach dieser Vorschrift entscheidet das Gericht nach seiner frei—

en, aus dem Gesamtergebnis des Verfahrens gewonnenen Überzeugung;

in seinem Urteil hat es die Gründe anzugeben, die für die rich—
terliche Überzeugung leitend gewesen sind, Verfahrensrechtlich
fehlerhaft ist die Beweiswufdigung dann, wenn das Gericht die

Grenzen seines Rechts, das Gesamtergebnis des Verfahrens frei zu
würdigen, überschritten hat, Dabei braucht es nicht ausführlich
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auf jedes einzelne Vorbringen eines Beteiligten einzugehen und

sich ausdrücklich damit auseinänderzusetzen, sofern sich aus dem

Urteil ergibt, daß es alle für seine Entscheidung maßgebenden

Umstände sachentsprechend gewürdigt hat (vgl; BSG l, 91)„ Das

Gericht überschreitet die Grenzen seines Rechts auf freie Be—

weiswürdigung auch dann, wenn es einem ärztlichen Gutachten
_

eine Erklärung entnimmt, die nach seinem klaren Wortlaut nicht

darin enthalten ist, und infolgedessen zu unrichtigen Schluß—

folgerungen gelangt (vgl° BSG in SozR SGG@128 Bl° Da 5 Nr„ l?)„

Das LSG hat angenommen, das SG habe die Klage auf zusätzliche

Anerkennung eines Asthmaleidens, einer Veränderung der Wirbel-
säule und eines Schußbruches am linken Fuß und die Zahlung einer

höheren Rente zu Recht abgewiesen und insoweit den Zusammenhang

mit Schädigungen durch den Wehrdienst zutreffend abgelehnt° Hin—

sichtlich des Asthmaleidens ist das LSG dabei davon ausgegangen,.

daß ein Asthma schon von der Medizinischen Klinik der Universi—

tät Marburg im Jahre 1954 nicht habe festgestellt werden kön—

nen; diese Klinik habe auch keinen auséésprochenen Bronchial—
katarrh, sondern nur bronchitische Geräusche gefundeno Dabei

hat das LSG jedoch die Grenzen seines Rechts auf freie Beweis—

würdigung insoweit überschritten, als es dem Gutachten der ne—

dizinischen Klinik vom 30° November 1954 eine Erklärung entnom—
men hat, die'es nicht enthält, und ist infolgedessen zu irrigen

Schlußfolgerungen über die Bedeutung dieses Gutachtens für_die_

Frage gelangt, ob ein Asthma oder eine andere Erkrankung der

Bronchien bestanden hat und auf Einflüsse des Wehrdienstes zu—
rückzuführen isto‘Die ärztlichen Sachverständigen der Medizini—

schen Klinik haben das Gutachten vom 30° November 1954 auf Ver—
Äanlassung der LVA Hessen zur Beurteilung des Anspruchs des Klä—

gers auf Leistungen der Réntenversicherung erstattetc Sie haben

.eine schwere Wesensveränderung mit Intelligenzdefekt nach

stumpfer Schädelverletzung und Zeichen einer vegetativen Über—

erregbarkeit, eine Magenschleimhautentzündung ohne frischen

Ulcus bei narbig verändertem Zwölffingerdarm, eine Veränderung

der Lungenstruktur und eine erheblich yegetative Labilität

_7...

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


festgestellt, ein Asthma oder einen Bronchialkatarrh aber über—

haupt nicht erwähnt° Sie haben auch nicht zu der Frage eines

'etwaigen Zusammenhangs mit schädigenden Einflüssen des Wehr—

dienstes Stellung genommen° Unter diesen Umständen hat das LSG

dieses Gutachten für seine Entscheidung nicht als maßgebend

ansehen können° Es hat daraus nicht den Schluß ziehen können,
schon die Medizinische Klinik habe im Jahre 1954 ein Asthma

nicht feststellen können und auch keinen ausgesprochenen Bron—

chialkatarrh gefundene Insoweit hat das LSG dem Gutachten eine

Feststellung entnommen, die nicht darin enthalten ist° Es hat

dieses Gutachten auch nicht in dem für seine Entscheidung we—

sentlichen Umfangs gewürdigt° Wenn die ärztlichen Sachverstän—

digen der Medizinischen Klinik "über die ganze Lunge verein—

zelt mittelmäßige, feuchte Rasselgeräusche sowie Brummen,

Pfeiffen und Giemen" festgestellt haben, so hat sich das LSG

nicht mit der Feststellung begnügen dürfen, die Klinik habe
nur bronchitische Geräusche gefunden° Es hätte vielmehr diese

’Tatsache bei der Beurteilung der vom Kläger als Asthma_geltend
gemachten Beschwerden würdigen und die Bedeutung einer Bron—Ij

chitis für die Entwicklung eines Bronchialasthmas in Betracht

ziehen müssen‚

Das LSG hat die Grenzen seines Rechts auf freie richterliche

Beweiswürdigung auch insoweit überschritten, als es angenommen
hat, die Eintragung im Krankenbuch über die Behandlung des

Klägers wegen eines Asthma bronchiale im Jahre 1943 beruhe
entweder auf einer Fehldiagnose oder die Krankheitserscheinun—

gen seien durch die Behandlung wieder verschwunden° Aus den
bereits dargelegten Gründen hat das LSG diese Folgerung nicht

aus dem Gutachten der Medizinischen Klinik vom 30° November
1954 ziehen und eine solche der Beurteilung medizinischer Sach—
verständiger'vorbehaltene Feststellung auch nicht von sich aus
treffen können° Es hat bei der Beurteilung der Eintragung im

Krankenbuch den Sachverhalt nicht in dem für seine Entscheidung
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erforderlichen Umfang gewürdigt° Es hat insbesondere nicht die

Mitteilung der deutschen Dienststelle vom 18„ Juli 1952 über

die weitere Behandlung wegen "Asthma, Bronchitis" und die An—

gaben des Klägers berücksichtigt, nach denen er wegen dieser

Leiden lange Zeit in verschiedenen Lazaretten und nach dem

Kriege in der Medizinischen Poliklinik Marburg behandelt werden

ist° Es ist schließlich in diesem Zusammenhang auch nicht auf

die Tatsache eingegangen, daß die Medizinische Klinik 1954

bronchitische Geräusche gefunden hat° ’

f Die Rüge der Verletzung des 5 128 SGG ist somit gerechtfertigt°

Als Folge dieses Verfahrensmangels ergab sich für das LSG, daß

es eine sonst erforderliche weitere Aufklärung unterließ° Ins—

‚besondere die Mitteilung der deutschen Dienststelle und des

Krankenbuchlagers Berlin sowie die aus den Akten ersichtlichen

Angaben über den weiteren Verlauf des als Asthma bzw° als Brone

chitis bezeichneten Leidens hätten das LSG veranlassen müssen,

nach den Unterlagen der Lazarette und Krankenhäuser zu for—

,
schen, in denen der Kläger wegen dieser Erkrankung behandelt

worden_ist; um auf Grund dieser Unterlagen eine medizinische

Klärung herbeizuführen° Dazu hätte um so mehr Anlaß bestanden,

als das vom LSG berücksichtigte Gutachten der Medizinischen

Klinik nicht den Versorgungsanspruch des Klägers nach dem BVG

betraf und keine für die Beurteilung dieses Anspruches ver—
wertbare Angaben enthalten hat° Die Revision ist somit statt—

haft nach 5 162 Abs° 1 Nr. 2 see°

Die Revision ist auch begründet° Das angefochtene Urteil be—

ruht auf den gerügten Verfahrensmängeln; denn das LSG hätte

möglicherweise anders entschieden, wenn es das Gesamtergebnis

des Verfahrens — unter-Umständen nach weiteren Feststellungen

und Ergänzung der medizinischen Beweise — den Grundsätzen des

5 128 SGG entsprechend gewürdigt hätte° Das angefochtene Ur—

teil war daher aufzuheben° Da die tatsächlichen Feststellungen

.des LSG für eine sachentsprechende Würdigung aller für die
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Entscheidung wesentlichen.Umstände aber nicht ausreichen,

konnte der Senat in der Sache selbst nieht entscheiden° Die

Sache war deshalb zur erneuten Entscheidung an das Hessische

LSG zurückzuverweisene_‘

Die Entscheidung über die Kosten bleibt dem abschließenden

Urteil vorbehalten°
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